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I.
Reichs- und Landesgesetze und Verordnungen

i.

Gesetz vom 16 . Februar 1887,
wodurch das Ministerium der im Reichsrache vertretene» Königreiche und Lander zum
Abschlüsse eines Aebereinkommens, betreffend den gegenseitigen Schutz der Urheber von
Werken der Literatur oder Kunst und der Rechtsnachfolger der Urheber mit dem Mini¬

sterium der Länder der ungarischen Krone ermächtigt wird.
(R . G . Bl . vom 1. März 1887, Nr. 14.)

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anznordnen, wie folgt:

8-
Das Ministerium der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder wird ermächtigt,

mit dem Ministerium der Länder der ungarischen Krone zum Zwecke des gegenseitigen Schutzes
3
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der Urheber von Werken der Literatur oder Kunst und der Rechtsnachfolger der Urheber ein
Uebereinkommen nachstehenden Inhaltes abznschließen und dessen gleichzeitige Kundmachung

mit Gesetzeskraft in beiden Ländergebieten zu vereinbaren.

Artikel  I.

Die Urheber von Werken der Literatur oder Kunst und deren Rechtsnachfolger mit

Inbegriff der Verleger sollen in jedem der beiden Staatsgebiete gegenseitig sich der Vortheile

zu erfreuen haben , welche daselbst zum Schutze von Werken der Literatur oder Kunst gesetzlich
eingeräumt sind oder eingeräumt werden.

Es werden daher Urheber von Werken der Literatur oder Kunst und deren Rechtsnach¬

folger , wenn diese Werke in einem der Leiden Staatsgebiete erscheinen , in dem anderen Staats¬
gebiete denselben Schutz und dieselbe Hilfe gegen jede Beeinträchtigung ihrer Rechte genießen,
als wenn diese Beeinträchtigung gegen den Urheber eines in diesem anderen Gebiete erschienenen
Werkes der Literatur oder Kunst oder gegen dessen Rechtsnachfolger begangen wäre ; es

werden in gleicher Weise Urheber von Werken der Literatur oder Kunst und deren Rechts¬

nachfolger , wenn diese Personen dem Einen der beiden Staatsgebiete angehören oder daselbst
wohnen , in dem anderen Staatsgebiete denselben Schutz und dieselbe Hilfe gegen jede
Beeinträchtigung ihrer Rechte genießen , als wenn diese Beeinträchtigung gegen einen diesem
anderen Gebiete ungehörigen oder daselbst wohnenden Urheber oder dessen Rechtsnachfolger

begangen wäre.
Diese Vortheile sollen jedoch in dem anderen Gebiete den Urhebern und ihren Rechts¬

nachfolgern nur in dem Falle gewährt werden , wenn das betreffende Werk auch in dem
Ursprungsgebiete gesetzlich geschützt ist und sollen in dem anderen Gebiete nicht über die Frist

hinaus dauern , welche in dem Ursprungsgebiete den Urhebern und ihren Rechtsnachfolgern
gesetzlich eingeräumt ist.

Der Ausdruck : „ Werke der Literatur oder Kunst " umfaßt Bücher , Broschüren oder

andere Schriftwerke ; dramatische Werke , musikalische Compositionen , dramatisch -- musikalische

Werke ; Werke der zeichnenden Kunst , der Malerei , der Bildhauerei ; Stiche , Lithographien,
Illustrationen , geologische und geographische Karten , geographische , topographische , naturwissen¬

schaftliche , geometrische , architektonische und andere technische Zeichnungen , Pläne , Skizzen und
Darstellungen plastischer Art , sowie überhaupt jedes Erzeugniß aus dem Gebiete der Wissen¬

schaft , Literatur oder Kunst.

Artikel II.

Sofern nach dem ungarischen Gesetzartikel XVI vom Jahre 1884 über das Autorrecht

zur Wahrung einzelner Urheberrechte die Eintragung in ein öffentliches Register erforderlich
ist , können diese Eintragungen , wenn sie von Urhebern oder deren Rechtsnachfolgern begehrt
werden , deren Rechte nur aus Grund des gegenwärtigen Vertrages gewahrt werden können,
bei dem k. k. Handelsministerium in Wien erfolgen , bei welchem zu diesem Zwecke ein beson¬

deres Register zu führen ist.
Die in dieses Register erfolgten Eintragungen sind am Ende eines jeden Monates dem

königlich ungarischen Ministerium für Ackerbau , Industrie und Handel in Budapest behufs

Veranlassung der Veröffentlichung bekanntzugeben.
Die näheren Vorschriften hierüber sind von der Regierung der im Reichsrathe ver¬

tretenen Königreiche und Länder auf dem Verordnungswege zu erlassen.

Artikel III.

Die Bestimmungen dieses Uebereinkommens sollen auch auf Werke der Literatur oder

Kunst Anwendung finden , welche bereits vor dem Inkrafttreten desselben vorhanden waren.
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Jedoch können die vor dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens angefertigten Exem¬
plare , deren Herstellung bisher nicht verboten war , auch ferner verbreitet werden . Des¬

gleichen können die beim Inkrafttreten dieses Uebereinkommens vorhandenen Vorrichtungen zur
Vervielfältigung , wie Stereotypen , Hotzstöcke und gestochene Platten aller Art , sowie litho¬
graphische Steine , wenn deren Herstellung bisher nicht verboten war , während eines Zeit¬
raumes von vier Jahren von diesem Inkrafttreten noch benützt werden.

Die Verbreitung solcher Exemplare und die fernere Benützung der bezeichnten Vorrich¬
tungen ist aber nur dann gestattet , wenn in Folge eines von der betheiligten Partei binnen
" " Monaten von dem Inkrafttreten dieses Uebereinkommens gestellten Ansuchens durch die
vetrefsende Regierung ein Inventar der bezeichnten Exemplare und Vorrichtungen ausgenommen
und dieselben mit einem besonderen Stempel versehen worden sind.

Die vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Uebereinkommens rechtmäßig zur Auf¬
führung gebrachten dramatischen Werke , musikalischen Compositionen und dramatisch - musika¬
lischen Werke können auch ferner aufgeführt werden.

Artikel IV.

Das gegenwärtige Übereinkommen soll nach dessen Genehmigung durch die beiderseitigen
Gesetzgebungen gleichzeitig in beiden Staatsgebieten in Wirksamkeit treten . Der Zeitpunkt des
Inkrafttretens wird von den beiderseitigen Regierungen einverständlich festgesetzt.

Das gegenwärtige Übereinkommen soll von seinem Inkrafttreten an durch zehn Jahre
rn Geltung bleiben und wird , wenn keine Kündigung eintritt , nach Ablauf dieser Zeit aus
weitere zwei Jahre und so fort von zwei zu zwei Jahren als stillschweigend verlängert angesehen.

Die Kündigung hat ein Jahr vor Ablauf der Geltungsfrist des Uebereinkommens rn
erfolgen . °

8. 2.
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Wirksamkeit.

Wien,  am 16 . Februar 1887.

Franz Joseph w. p.
Laasse w . p . Ziemialkowski in. x . Falkeichayn m.
PraLLK in. p . Wetsersheimb nn x . Dunazewski in.

Gautsch w . x . Bacquehem rn. p.

k-

k-

2.

Verordnung des Justizministeriums vom 3 . März 1887,
betreffend die Activinmg des Kreisgerichtes Sanok in Galhien.

(R . G . Rt . vom 8 . März 1887 , Nr . 18 .)

Das mit Verordnung des Justizministeriums vom 9 . Juli 1886 (R . G . Bl . Nr . 114 ) *)
errichtete Kreisgericht und städtisch-delegirte Bezirksgericht in Sanok haben mit 1 . September
1887 ihre Wirksamkeit zu beginnen.

- PraLäk in. p.
*) M . B . Bl . Nr . 5 sx 1866 , S . 99.

Z*
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3.

Ferner sind im Reichsgesetzblatte erschienen:

Unter Nr . 6 Concessionsurkunde vom 29 . December 1886 , für die Localbahn von Dembica
nach Nadbrzezie mit einer Abzweigung nach Rozwadow.

7 Staatsvertrag vom 11 . Juli 1885 zwischen der österreichisch - ungarischen
Monarchie und der Republik Chile wegen Leistung einer Entschädigung der
österreichischen und ungarischen Staatsangehörigen aus Anlatz des Krieges
von Chile mit Peru und Brasilien.

8 Kundmachung des Handelsministers vom 1. Februar 1887 , womit die Be¬
stimmungen der Artikel I und II des Schlutzprotokolles der II . nitcrnatio-
nalen Conserenz zu Bern vom 15 . Mai 1886 , betreffend dre technische Ein¬
heit im Eisenbahnwesen , in Wirksamkeit gesetzt werden.

9 Verordnung des Handelsministers vom 1. Februar 1887 , betreffend die Con-
struction der Eisenbahn - Fahrbetriebsmittet . . „ ^

10 Erlaß des Finanzministeriums vom 2. Februar 1887 , betreffend das Rer o
der Ausfuhr von Pferden . .

„11 Concessionsurkunde vom 29 . December 1886 , für die Locomotivelsenbahn von
Hietzing nach Bber - St . Veit . - ^ ^

12 Kundmachung der Minister der Finanzen und des Handels vom 10 . Februar
1887 , womit die Bestimmungen des Artikels I des Schlutzprotokolles er
II . internationalen Conferenz zu Bern vom 15. Mai 1886 , betreffend dre
zollsichere Einrichtung der Eisenbahnwagen im internationalen Verkehr , in
Wirksamkeit gesetzt werden.

13 Staatsvertrag vom 22 . Februar 1886 , zwischen der österreichisch - ungarischen
Monarchie und dem Fürstenthume Monaco wegen gegenseitiger Auslieferung

„ 15 Kundmachung des Handelsministeriums vom 1. Marz 1887 , betreffen >
Hinansgabr des II . Nachtrages , u der mit Kundmachung des t!. td Handele-

mi „ istrrin „.s ° °m 10 . Februar 1887 (N, G . Bl . Nr 10 ) " » affen ' ^ n
Signalordnnng für di - Eisenbahnen mit normalen , Betriebe der „ » Reichs-
rathe vertretenen Königreiche und Länder . - .

18 Cau -esstanSnrknnde van , 2g . D -eemb-r 1888 , snr d.e Loeatbahn (D - Ml' f-
tramwan , van Wiener N -ndars nach Guntramsdors.

17 Can -esflonSurkunde vom 29 . December 1888 , für die Loeatbahn tDamps-
tramwan ) von Wien nach Iiycrsdorf am Wienerbergk.

lg Gesetz van , 4 . Marz 1887 , betreffend die Ermächtigung der t>. k . Reg .ernng
" " rnr Beschaffung von Ansrüstnngsgege, . stünden für die Landm -Hr und den

Landsturm der i», Reichsrath - vertretenen Königreiche und Lander.
„ M CancessianSurkunde van , 25 . December 1888 , für die Lo-albahn von Marien-

bad nach Carlsbad mit Abzweigungen.
21 Couces^ nsurkunde v°», 2g . December 1886 , für d,e L° r° ,n° t.° -. f°. da n

" " (Dan .pflran .wa, ) von der Steinbauergaffe in Wie » MM Centrat -V-ehmarkle.
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4 .

Kundmach ung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 21 . December 1886 , Z . 64 .818,

betreffend die Erhöhung der Verpstegstaxe im allgemeinen Krankenhaufe zu Mödling.

(L . G . und V . Bl . vom 18 . Jänner 1887 Nr . 2 .)

Der niederösterreichische Landesausschuß hat im Einvernehmen mit der k. k. nieder¬
österreichischen Statthalterei die für das allgemeine öffentliche Krankenhaus in Mödling unter
dem 15 . Jänner 1882 , Z . 1315 , L. G . Bl . Nr . 11 ex 1882 , per Kopf und Tag fest¬
gesetzte Krankenverpflegsgebühr vom 1. Jänner 1887 angefangen auf fünfundachtzig Kreuzer
erhöht , was hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird;

Posstnger iw. x>.

5.

Ferner sind im Landes -Gesctz - nnd Verordnungsblatte erschienen:

Unter Nr . 1 Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 18 . December 1886 , Z . 64 .799 , betreffend das Brandzeichen bei
Thieren , welche die Lungenkrankheit überstanden haben *) .

„ „ 3 Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oesterreich unter der
Enns vom 6 . Jänner 1887 , Z . 719 , betreffend die Bestimmungen der Affent-
stationen.

6 .

Erkenntniß des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 8 . Mai 1886 , Z . 1249,
betreffend die Frage , wann eine Baulichkeit als „Hütte " im Sinne der Hauszinssteuer-

vorschristen anzufehen und steuerfrei zu behandeln ist.

(M . Z - 69 .014 .)

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat über die Beschwerde des A. F . contra , Entscheidung der
k. k. n . ö. Finanz -Landes -Direction vom 8 . Februar 1885 , Z . 3108 , richtiger 3107 , betreffend
die vom Gebäude C . Nr . 808 Landstraße in Wien für die Zeit vom 5 . Jänner 1871 bis
inclusive 2 . December 1883 , als für die Besitzperiode des Beschwerdeführers erfolgte Haus¬
zinssteuerbemessung , nach durchgeführter ö. m. Verhandlung und Anhörung des Advocaten
vr . M . Silzer , dann des k. k. Ministerial -Vicesecretärs Or . Max Schuster , zu Recht erkannt:

„Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen ."

*) M . V . Bl . Nr . 1 ex >887 , S . 15.



30

Ontscheidungsgrrinde

Im vorliegenden Falle handelt es sich um ein im Jahre 1869 zwischen der Simmeringer
Hauptstraße und dem Wiener -Neustädter Schiffahrtscanale auf den vom Bürgerspitalsonde
gepachteten Lagerplätzen aufgefiihrtes , im Laufe der Zeit erweitertes Gebäude , dessen Bau
vom Magistrate der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien bewilligt , und für welches
die C . Nr . 808 Landstraße bestimmt wurde . — Dieses Gebäude gelangte durch Kauf aus
freier Hand an den Beschwerdeführer am 5 . Jänner 1871 und blieb in dessen Besitz bis
inclusive 2 . December 1883 , indem es im Tauschwege am 3 . December 1883 in den Besitz
des Johann Swoboda überging . — Der über 14 Klafter lange und über 4 Klafter tiefe,
längs der Simmeringer Hauptstraße gelegene Haupttract ist 8 Klafter aus Riegelmanerwerk,
im Uebrigen aus vollem Mauerwerk , der über 7 Klafter lange Seitentract aus vollem Mauer¬
werk erbaut . — Laut den topographischen Beschreibungen dieses Gebäudes zu den vom
Beschwerdeführer eingebrachten Zinsertragsbekenntnissen enthielt dasselbe im Jahre 1871
zwölf Bestandtheile , und zwar : unter der Erde Keller und Eisgrube , ebenerdig 1 Ringel¬
spielhütte , 1 Wirthshaussalon , 2 kleine Zimmer , 1 Gastzimmer , 1 Küche, 1 offenen und
1 gemauerten Schupfen , dann 2 Dachböden.

Durch Adaptirungen und weiteren Ausbau im Laufe der Zeit geändert und vergrößert,
umfaßte dasselbe im Jahre 1883 23 Bestandtheile , und zwar : unter der Erde Keller und
Eisgrube , ebenerdig Wirthshaussalon , 2 kleine Zimmer , 1 Gastzimmer , Küche ; unter 'm Dache
Dachboden ; ferner 1 Schmiedewerkstätte , 1 Küche, 2 Zimmer ebenerdig , darüber Dachboden;
dann unterirdisch 1 Keller , ebenerdig 1 Zimmer und 1 Kammer , darüber einen Dachboden;
endlich 1 Schupfen und 1 Nothstall nebst Boden unter dem Dache dieser zwei Be¬
standtheile.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die Zinssteuerpflicht dieses Gebäudes und
die Verpflichtung des Beschwerdeführers zur Bezahlung des auf seine Besitzperiode entfallenden
Hauszinssteuerbetrages sammt Zuschlägen aufrecht erhalten.

Der Beschwerdeführer nimmt die Befreiung von der Hauszinssteuer für dieses Gebäude,
welches als Hütte und nicht als förmliches Wohngebäude anzusehen sei, aus der Bestimmung
des Z. 23 der Instruction zur Erhebung der Hanszinserträgnifse vom 26 . Juni 1820 , Prov.
Ges . Sammlung für Niederösterreich Nr . 170 ex 1820 , in Anspruch und meint , daß im
Falle , als das Gebäude hauszinssteuerpflichtig wäre , der Bürgerspitalfond diese Steuer zu
entrichten hätte.

Der Verwaltungsgerichtshof war nicht in der Lage, in der angefochtenen Entscheidung eine
Gesetzwidrigkeit zu erblicken. — Vor Allem muß hervorgehobeu werden , daß es sich um ein
Gebäude in Wien handelt , und daß sonach der Umstand , ob dieses Gebäude ein förmliches
Wohngebäude sei oder nicht, dann ob dasselbe nur vom Hauseigenthümer bewohnt oder
benützt wird , auf die Zinssteuerpflicht desselben ohne Belang ist. — In Wien unterliegen
nämlich sowohl nach dem kaiserlichen Patente vom 23 . Februar 1820 Polit . Ges . Sammlung
47 . Band , Seite 699 , und den dazu erlassenen Instructionen , als auch nach tz. 1 des Gesetzes
vom 9 . Februar 1882 , R . G . Bl . Nr . 17 , wenn nicht ein sonstiger gesetzlicher Befreiungs¬
grund eintritt , sämmtliche Gebäude (ß . 4 des cit . Patentes und Z. 5 des bezogenen Gesetzes)
und nicht nur Wohngebäude der Hauszinssteuer , und zwar , nach dem wirklichen oder möglichen
Zinserträge (ß . 3 des cit . Patentes ), auch von allen Bestandtheile « des Hauses , sie mögen
wirklich vermiethet , vom Hauseigenthümer selbst benützt oder unbewohnt und unbenützt sein
(ß . 9 des cit . Patentes und § . 25 der zu demselben erlassenen Belehrung für die Haus¬
eigenthümer vom 26 . Juni 1820 ) .

In dieser Beziehung beheben jeden Zweifel die Bestimmungen der ZZ. 23 und 24 der
zum erwähnten Patente erlassenen , auch von der Beschwerde angerufenen Instruction zur
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Erhebung der Zinserträgnisse , woselbst ausdrücklich hervorgehoben wird , daß Hütten , Buden,

Kramläden — also offenbar in die Kategorie von Wohngebäuden nicht gehörende Objecte —

wenn sie permanent sind , und die Area , aus der sie stehen , zum Gebäude gehört , sie mögen
vom Eigenthümer selbst benützt oder einem Dritten vermiethet sein , sowie alle übrigen daselbst
nicht ausdrücklich ausgenommeneu Gebäude in Beziehung auf das Zinserträgniß der Ver¬
steuerung unterliegen.

Da nach dem eben citirten Z . 23 der Instruction zur Erhebung der Zinserträgnisse

den Hütten , Buden , Kramläden in Beziehung auf das Zinserträgniß die Steuerfreiheit
bedingsweise zugestanden ist , nämlich in dem Falle , wenn die eigene Benützung oder Ver-

miethung derselben dem Eigenthümer nur zeitweise zusteht , ohne daß er auch das Eigenthum
der Area , auf welcher sie stehen , hat , sondern vielmehr verpflichtet ist, den Platz nach einer-
schön bestimmten Zeit oder nach vorausgegangener Aufforderung zu räumen , und im vorlie¬

genden Falle unbestrittenermaßen und auch nach der Actenlage bezüglich des fraglichen Gebäudes
die erwähnten Bedingungen zutreffen , so kann es sich lediglich darum handeln , ob das in

Rede stehende Gebäude , nachdem es weder eine Bude noch ein Kramladen ist, als Hülle zu
betrachten kommt.

Im Gesetze selbst ist der Begriff der Hütten , Buden , Kramläden nicht gegeben , und
nur die Bedingung sestgestellt , unter welcher diese Baulichkeiten entweder zinssteuerfrei oder
zinssteuerpflichtig sind . — Bei der Beurtheilung der Frage , ob in einem gegebenen Falle

die Baulichkeit als Hütte im Sinne des Gesetzes zu behandeln sei, muß unter Rücksichtnahme
auf die tatsächlichen Verhältnisse untersucht werden , ob die betreffende Baulichkeit sich als
Hütte oder als ein Gebäude , ein Haus nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauche und nach
deni Sinne des Gesetzes darstellt.

Aus der Nebeneinanderstellung und gleichartigen Behandlung der Hütten , Buden und

Kramläden im H. 23 der berufenen Instruction muß gefolgert werden , daß unter Hütten nur
solche Baulichkeiten verstanden werden wollten , welche sich von Buden und Kramläden wesentlich

nicht unterscheiden , keineswegs aber förmliche Gebäude (Häuser ) , unter welchen nach dem
gewöhnlichen Sprachgebrauche (siehe Adelung ) nach den Regeln der Baukunst eingeschlossene

bedeckte Räume , gewöhnlich Menschen zur Wohnung oder zum Aufenthalte , zu Verrichtungen
mehrfacher Art dienendes größeres feststehendes Bauwerk (siehe Sanders ) verstanden werden.

Eine Hütte heißt aber nicht eigentlich Gebäude , da unter Hütte im gewöhnlichen Sprach¬

gebrauche ein gemeiniglich auf kurze Zeit vor der Witterung bedeckter und eingeschlosseuer

Raum , allerlei Verrichtungen darin vorznnehmen , dergleichen aus Stroh , Rohr , Baumzweigen,
Brettern u . s. w . verfertigt werden , und ein Mittelding zwischen einem Gezelte und einem
Gebäude , in engerer Bedeutung (siehe Adelung ) ein leicht aufgeführtes Gebäude eigentlich

als Wohnort im Gegensätze einerseits des fester aufgeführten , größeren , höheren Hauses,
andererseits des beweglichen Zeltes ( siehe Sanders ) verstanden wird.

Wenn nun die Steuerbehörde im gegebenen Falle hinsichtlich des fraglichen , nach den
Regeln der Baukunst theils aus Riegelmauerwerk , theils aus vollem Mauerwerk aufgeführten

feststehenden und nach den baubehördlichen Verhandlungsacten des Magistrates stets als Haus
behandelten Gebäudes erkannte , daß dasselbe keine Hütte im Sinne des Haussteuergesetzes,

sondern eben ein Gebäude ist , welches nach Z . 24 der berufenen Instruction , ohne Rücksicht
darauf , ob die Area , auf der es steht , dem Eigenthümer des Gebäudes gehört oder uicht,
und ob das Gebäude seinerzeit abgetragen werden soll oder nicht , der Besteuerung nach dein

Zinserträgnisse unterliegt , so konnte der Verwaltungsgerichtshof , da die Anschauung der

Steuerbehörde weder dem Sinne des Gesetzes , noch dem gewöhnlichen Sprachgebrauche wider¬
spricht , eine Gesetzwidrigkeit in der angefochtenen Entscheidung nicht wahrnehmen.

Nachdem es sich aber weder um eine Praterhütte oder ein Pratergebände , noch um
einen Gartensalon handelt , so ist es klar , daß das diesbezügliche Hofkanzleidecret vom 10 . Sep-
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tember 1833 , Z . 1817 , Prov . Ges . Sammlung für Niederösterreich , lö . Theil , Nr . 194 , im

gegebenen Falle keine Anwendung finden kann.
Im vorliegenden Falle ist es unbestritten , daß der Beschwerdeführer in der Zeit vom

5 . Jänner 1871 bis inclusive 2 . December 1883 Eigentümer des Hauses C . Nr . 808

Landstraße gewesen ist.
Im Zwecke der Stenervorschreibung ist im § . 5 des kaiserl . Patentes vom 23 . Februar

1820 angeordnet , daß die Zinse von den Eigentümern oder permanenten Nutznießern der
Gebäude im Wege schriftlicher Fassionen für ein Jahr einzubekennen sind . — Es ist also

klar , daß der Beschwerdeführer als Eigentümer des Gebäudes gesetzlich verpflichtet war , die

Hanszinssteuer zu entrichten , keineswegs aber der Bürgerspitalsfond , welcher weder Eigen¬
tümer , noch permanenter Nutznießer des Gebäudes war , noch ist.

Belangend die Berufung des Beschwerdeführers auf das Hofkanzleidecret vom 16 . October

1838 , Z . 3564 , so konnte der Verwaltungsgerichtshof dieses — abgesehen von dem Umstande,

daß dasselbe seinem Wortlaute nach hier überhaupt nicht Anwendung fände , da es sich nicht
um eine Hütte handelt — schon deshalb nicht weiter in Betracht ziehen , weil dasselbe nirgends

mit gesetzlich verbindlicher Kraft kundgemacht wurde , daher nicht als eine rechtsverbindliche
Norm angesehen werden kann , und es sich im vorliegenden Falle um die Besteuerung des
Ertrages des Gebäudes , nicht aber des Platzzinses handelt.

Die bei der mündlichen Verhandlung vorgebrachte Einwendung , daß das fragliche

Gebäude nach den Bestimmungen des allg . bürgl . Gesetzbuches nicht als eine unbewegliche,

sondern als eine bewegliche Sache aufgefaßt werden sollte , war für die Entscheidung über die
Frage , ob dasselbe der Hauszinssteuer unterliegt oder nicht , von keinem Belange , da die
Gebäudesteuergesetze , welche hier lediglich maßgebend sind , keinen Anhaltspunkt dafür bieten,

daß Gebäude , welche civilrechtlich als bewegliche Sachen angesehen werden können , von der
Gebäudesteuer aus diesem Grunde freizulassen wären.

Insoferne aber auch die Höhe der vorgeschriebenen Steuer mit Rücksicht auf den an den

Bürgerspitalsfond gezahlten Pachtzins bei der mündlichen Verhandlung in Frage gestellt wurde,
so war der Verwaltungsgerichtshos mit Rücksicht auf die Bestimmung der 5 und 18 des
Gesetzes vom 22 . October 1875 , R . G . Bl . Nr . 36 ex 1876 , nicht in der Lage , auf

dieselbe weiter einzugeheu , weil in dieser Richtung im administrativen Instanzenzuge eine
Beschwerde nicht vorgebracht , demnach auch eine letztinstanzliche Entscheidung nicht geschöpft
wurde , und in dieser Hinsicht auch in der Beschwerde selbst ein Beschwerdepunkt nicht

erhoben wurde.
Die Beschwerde mußte sonach als unbegründet abgewiesen werden.

7.

Erlaß der k. k. n . o. Statthalterei vom 17 . Oetober 1886 , Z . 52 .561,
M . Z . 325 .076,

betreffend die Ausübung des Hufbeschlages im k. k. Thicrarznei - Institute und die
Civilpraxis der k. k. Mititar - Curschmicde ^ sowie der im genannten Institute in Verwendung

stehenden Thierärffe.

Mit Beziehung auf den Bericht vom 19 . November 1885 , Z . 117 .583 , in Angelegenheit
der Beschwerde der Genossenschaft der Huf - und Wagenschmiede in Wien , betreffend die Aus¬

übung des Hufschmiedgewerbes durch das k. k. Thierarznei - Jnstitut in Wien und die Ausübung
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der Civilpraxis durch die k. k. Militär -Curschmiede und die im Thierarznei - Jnstitute verwendeten
Thieräczte , wird dem Magistrate in Folge Erlaßes des hohen k. k. Ministeriums des Innern
vom 12 . October 1886 , Z . 16 .522 , eröffnet , daß das k. und k. Reichs -Kriegsministerium mit
Note vom 9 . September 1886 , Nr . 1584 , Abth . 3 , dem erstgenannten hohen Ministerium
mitgetheilt hat , daß den Organen des Militär -Thierarznei - Jnstitutes das Beschlagen gesunder
Pferde außerhalb der Beschlagbrücke des Institutes verboten und weiters veranlaßt wurde,
daß die jeweilig in Wien angestellten , zur Ausübung der Praxis berechtigten activen Militär-
Thierärzte und diplomirten Militär -Curschmiede in gleicher Weise, wie dies bezüglich der
activen Militär - Aerzte bisher geschieht , vom zweiten Corpscommando dem Magistrate der
k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien unter Angabe ihres Wohnortes namhaft gemacht
werden.

Das k. und k. Reichs -Kriegsministerium hat hiebei bemerkt , daß die auf der Beschlag¬
brücke des Militär -Thierarznei -Jnstitutes beschäftigten zwei Thierärzte und drei Curschmiede
bei dem oft bedeutenden Andrange von zu beschlagenden Pferden und bei der großen Schüler¬
zahl im Schuljahre während des ganzen Tages ohnehin so in Anspruch genommen sind, daß
kaum eine Zeit erübrigt , einen Beschlag außerhalb des Institutes regelmäßig vorzunehmen.

Es mag zuweilen der Fall vorgekommen sein, daß kranken Pferden in den Ställen der
Besitzer besondere Hufeisen aufgelegt worden sind, ein „regelmäßiger " Stallbeschlag gesunder
Pferde in Wien durch Organe des Institutes wurde jedoch nicht ausgeführt , es wird vielmehr
im Interesse des Institutes darauf gehalten , daß die Parteien , welche von Organen des
Institutes ihre Pferde beschlagen lassen wollen , veranlaßt werden , ihre gesunden Pferde auf
die Beschlagbrücke des Institutes bringen zu lasten.

Wenn jedoch zur thierärztlichen Praxis berechtigte Personen des Institutes Pferde außer¬
halb der Anstalt in Behandlung haben , welche eines Beschlages bedürftig sind, so ist es oft
nothwendig , dieselben im Stalle des Besitzers zu beschlagen, weil sie nur schwer aus die
Beschlagbrücke des Institutes gebracht werden könnten , und zuweilen besondere Eisen bei
Sehnen - und Hufkrankheiten ausgeschlagen werden müssen, welche einen Theil der Behandlung
ausmachen und die Gebrauchsfähigkeit solcher Pferde ermöglichen.

Das Beschlagen kranker Pferde im Stalle der Besitzer durch zur thierärztlichen Praxis
berechtigte Personen des Militär -Thierarznei -Jnstitutes läßt sich daher nicht vermeiden und
wird denselben auch nach wie vor gestattet bleiben.

Hiemit findet die Beschwerde der Genostenschaft ihre theilweise Erledigung.

Was die in dieser Beschwerde weiters aufgestellten Forderungen : 1. daß im Thierarznei-
Jnstitute nur Pferde , welche dort in Behandlung stehen, beschlagen werden dürfen ; 2 . die
Preise des Thierarznei -Jnstitutes durch eine Commission , und zwar nicht niedriger fixirt werden
dürfen , als jene der concessionirten Hufschmiede, anbelangt , so findet das hohe k. k. Ministerium
des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium diesem Begehren in der
Erwägung keine Folge zu geben , daß bei einer Beschränkung des Hufbeschlages auf die im
Institute behandelten Pferde der Bestand und Lehrzweck des Institutes als Hufbeschlags¬
lehranstalt in Frage gestellt würden , und daß dem Institute das Recht zusteht , seine Preise
den Auslagen entsprechend selbst zu bestimmen.

Desgleichen sind die betheiligten Ministerien nicht in der Lage, auf die in der mehr¬
genannten Beschwerde enthaltenen Forderungen:

1. Daß bei Neuverleihung einer Hufschmiedconcession auf die Localverhältniste Rücksicht
zu nehmen sei;

2 . daß die Ministerialverordnung vom 27 . August 1873 , R . G . Bl . Nr . 140 , auf¬
gehoben werde;
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3 . daß ein längerer als ein halbjähriger Curs über Hufbeschlag vorgeschrieben werde,
einzugehen.

Die Beilagen des Eingangs erwähnten Berichtes folgen im Anschlüsse zur weiteren
Veranlassung zurück.

8.

Erlaß der k. k. n . ö. Statthalterei vom 23 . Oktober 1886 , Z . 52 .061,
M . Z . 350 .723,

betreffend die Verwendung des Stickstoffoxydulgases (Lustgases ) bei Narkosen.

Mit Beziehung auf den Bericht vom 23 . October 1885 , Z . 269 .518 , mit welchem
die Erlassung einer Vorschrift über die Bereitung , Reinigung und Anwendung des Stickstoff¬
oxydulgases (Lustgases ) bei Narkosen beantragt wurde , wird dem Magistrate eröffnet , daß das
hohe k. k. Ministerium des Innern laut Erlasses vom 11 . October d. I ., Z . 4738 , nach
Einvernehmung des obersten Sanitätsrathes sich nicht bestimmt findet , mit Erlassung einer
derartigen Vorschrift vorzugehen , hiebei jedoch darauf hingewiesen hat , daß

1. die Vornahme der Narkose bei zahnärztlichen Operationen selbstverständlich nur den
Aerzten gestattet ist, daß

2 . mit Rücksicht auf die bestehenden Normen über das Vorgehen bei Aether - und
Chloroformnarkosen , bei welchen die längere Dauer der Narkose weitergehende Vorsichtsmaß¬
regeln erheischt, es nicht gerechtfertigt wäre , für die leichten in Stickoxydul bewirkten Narkosen
die Beschränkung festzusetzen, daß zu derselben obligatorisch ein zweiter Arzt zugezogen werden
svlle, daß

3 . der Arzt , welcher Stickoxydul als Narkotisirungsmittel verwendet , für die Anwendung
und Reinheit des Gases verantwortlich ist, daß ferner

4 . eine Bereitungsvorschrift für Stickoxydul in die Pharmakopöe zwar nicht ausgenommen
wird , dagegen aber der Bezug verflüssigten  Stickoxyduls aus verläßlichen Fabriken den
Aerzten zu empfehlen wäre , und daß endlich

5 . die obligatorische Mischung des Stickoxyduls mit Sauerstoff bei Anwendung der
Narkose vorzuschreiben , nicht gerechtfertigt erscheint.

Hievon wird der Magistrat unter Rückschluß der Beilagen des Eingangs bezogenen
Berichtes zur Darnachachtung und weiteren Veranlassung in die Kenntniß gesetzt.

9.

Erlaß des k. k. Finanzministeriums an die k. k. Finanzlandesbehörden in
Klagenfurt , Laibach , Salzburg , Linz, Graz und Innsbruck vom 25 . November

1886 , Z . 35 .208,

betreffend die Besteuerung der ihr Gewerbe im Herumfiehen als Fenster - und Kesselflicker
(Schwarchlempner ) ausübenden Zinngießer aus dem italienischen Districte Auronzo.

Zur Vermeidung einer unrichtigen Auslegung des Erlasses vom 29 . Juli 1871
Z . 34 .206 , mit welchem angeordnet wurde , daß die im Lande herumziehenden Fenster - und
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K -ff- lfl,ck-r <Schwarzkl - ,„ pn - - ) aus d- m it - li -ni,ch -n District - Mr ° nz° in B -,uq aus ibrc

rw - rbsteu -rpflicht - t -nso wie Hausirer und die d - nsclb - u gl - ichgehall -n -u, im Umh - rzi - b - u zur
Ausübung g°l° ug °ud . n B - sch- f. igm,gSr °ch. e zu b- hand -lu sind , und d -fftt , Anw - udung mit d -u
Erlaffeu ° ° m 20 Juli 1873 , Z . 1k 922 . und ° ° m 21 . März 1875 . Z . 6480 . aus dir im

Land - umh . rz, -h °ud °u M - ff- r - und Sch . °r °„ ,chl - ls- r . daun Ziuugi -ß - r i . ali - uisch-r Distritt-
ausgedehnt wurde , wird der k. k. Direction Nachstehendes bemerkt-

Mit dem Erlasse vom 29 . Juli 187k , Z . 34 .206 , wollte uur ansgedrückt werden , daß
der Erwerbsteuerschem solcher ihr Gewerbe im Umherziehen ausübenden italienischen Unter-
thanen wie in der Regel bei anderen Gewerbetreibenden mit stabilem Standorte im

Fa « e der Übersiedlung an einen anderen Betriebsort , gegen einen neuen Erwerbsteuerschein

umgewechselt werden muß , sondern daß der einmal für Ein Jahr ausgestellte Erwerbsteuerschein
für diese Giltigkeitsdauer , ungeachtet eines Wechsels im Betriebsorte , seine Giltigkeit nicht
verliert , beziehungsweise die durch denselben begründete Erwerbsteuerschuldigkeit für das betreffende
Jahr aufrecht bleibt.

Hieraus und in Erwägung , daß das Hofkanzleidecret vom 22 . März 1827 H. 7487
(Pol Ges Samml . 5o , Band 40 ), die Analogie zwischen der Beschäftigung und dem Erwerbe

der ihr Gewerbe im Herumwandern ausübenden Individuen und jenem der Hausirer aus¬
drücklich anerkennt , folgt nur , daß die Iahresschuldigkeit an Erwerbsteuer für den Betrieb eines

durch Herumreisen an verschiedenen Standorten ausgeübten derartigen Gewerbes keine größere
sein kann , als diejenige , welche von dem gleichen Gewerbe zu entrichten wäre , wenn dasselbe
durch das .volle betreffende Jahr an einem und demselben , und zwar an demjenigen Standorte
ausgeubt würde , für welchen unter den verschiedenen auf einen reisenden Gewerbetreibenden

der gedachten Beschäftigungsart anwendbaren Steuerclassen die relativ höchste Erwerbsteuer
entfiele . "

Wenn daher ein sein Gewerbe im Umherziehen ausübender italienischer Zinngießer für
em betreffendes Jahr an einem Betriebsorte bereits die Erwerbsteuer entrichtet hat und in

demselben Jahre den Betrieb an einem anderen Orte fortsetzt , an welchem mit Rücksicht auf
die sich darb -etende größere Ertragsfähigkeit des Gewerbes , oder weil für denselben höhere Erwerb¬
steuersatze sixirt sind , eine höhere Erwerbsteuer vorzuschreiben ist, so kann seitens der Steuer¬

behörde die Ergänzung der in demselben Jahre bereits entrichteten Steuer aus den ermittelten

höheren Steuerbetrug unter Beobachtung der gesetzlichen Formalitäten vom Steuerträger

gefordert , beziehungsweise von letzterem die Differenz zwischen der von ihm bereits in demselben
Jahre entrichteten Erwerbsteuer und jener eingehoben werden , welche die Steuerbehörde unter

Erwägung der gesetzlich maßgebenden Verhältnisse für den zuletzt betretenen Betriebsort für
angemessen erachtet.

Wird em solcher italienischer Zinngießer in eine höhere als die unterste ( erste ) Erwerb-

steuerclasse des betreffenden Betriebsortes seines Geschäftes gereiht , so entfällt für ihn der im
§ . 5 des Emkommensteuerpatentes vom 29 . October 1849 , R . G . Bl . Nr . 439 , normirte

Befreiungstitel , und es ist derselbe der Einkommensteuer nach der ersten Classe zu unterziehen.
Dieser Vorgang bei der Besteuerung der ihr Gewerbe im Umherziehen ausübenden

italienischen Unterthanen bewegt sich vollständig im Rahmen des Handels - und Schifffahrts¬
vertrages mit Italien vom 27 . December 1878 , R . G . Bl . Nr . 11 ex 1879 , da auch ein
inländischer Gewerbetreibender , welcher sein Gewerbe im Umherzichen ausübeu würde , rück¬
sichtlich ier Besteuerung in derselben Weise behandelt werden müßte.
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Erlaß der k. k. ». v. Statthaltcrei vom 23. Jänner 1887, Z . 65.98«,
M . Z . 35 .892,

delr-ffknd die B-rech' ignng der Greißler . Fragner . Virlunlienhnndler nnd G -mischlwnnr-n-
händicr zum Einschneiden «nd « insinern «an Kran , und Rüden.

Di - k. k. Statthalt -r -i findet im Grund - des K. 36 , »iinsn 2 des Gesetzes dom
15 Mar : 188S R . G . Bl . Nr . 39 , nach Einvernehmung der n . ö. Handels , und G -werbekamm -r

zu erkennen , daß Greißler , Fragner , Victnalienhändler und G -»li,chtwa ° r-nv °rschl- ,ß -r Nicht
nur zum V -rk- ns-, sondern auch znm Einschneiden und E .nsänern von Kraut und Rnben

gerecht,̂ sind .^ findet sich die k. k. Statthalterei veranlaßt , weil das Einschneiden
und Einsäuern von Krau , und Rnben sich lediglich als - ine Formv -r - nd -rung eines ^ ebens.
mittel » zu dessen Verschleiß die vorgenannten Gewerbetreibenden an sich zweifellos b-sugt sin ,
und nich ° l» Erzeugung <Pr °due . i°n) eines neuen Lebensmittel » darstellt . weil d, ° genannten
G" r ^ -nk °n da » Einschneiden und Einsänern von Kran , und Rüben sti . Langem
unbeanstandet betrieben habe », und weil endlich die Einschränkung des R -cksi-S znm E >n,chn-ld-
und Einsänern von Kraut und Rüben zu Gunsten der Sauerkräutler - ,n - Schädigung der Appro-
visch-ürung und hiedurch mannigsache Unzukömmlichkeiten sowohl in W .eu ° <» auch an , dem
flachen Lande zur Folge hätte . ^ . iü «6

Hievon wird der Magistrat in Erledigung de» Berichtes vom 23 . O -tob-r 8 ,
3 2S196S , d-fl-n Beilagen rücksolgen, zur Darnachachtnng Mit dem
Kenntniß gesetzt, hievon sowohl di - G -noffenschast der Sanerkräntler al » dt - Genossenschas
der Fragn « , Greißler und Bictuali -nhändl -r in Wien , sowie über dl- »iitiolg -nd -, vom hohen
k. k. Handelsministerium anher zur Amtshandlung übermittelte Eingabe die hieran , v-rz- ichnet-n
Gesuchsteller zu verständigen.

11 .

Die k k n °. Statthalt -rei ha, -in Ansuchen um Bewilligung zur Errichtung einer
Genossenschaftam »,tlicher Borstenviehhändler Ni .derosterrftchs mit dem Sitze m Wiener-
Neustadt im Grunde des § . 109 des Gesetzes vom 15 . Marz 1883 , R . G . Bl . Nr . 3 . ,

abgewiesen , weil einerseits nach K. 106 de» v- reitirt -n Gesetze» Genossenschaften nur ,n dem
territorialen Umsange zu errichten sind , daß sie Gewerbetreibende UM, affen welche gl ch
oder verwandte Gewerbe in einer oder in nachbarlichen Gemeinden betreiben,
aber di - Bildung dieser Genossenschaft in dem angestrebten Umsange nberhaup nach

- floaenen Erhebungen den Interessen eines Th -ile» der Borstenviehhändler u .ch entspricht,
west ftrner im Falle der Errichtung dieser Genossenschaft dieselbe kaum der Lage War¬
den ihr dem Gesetze nach obliegenden Verpflichtungen in jeder Beziehung nachznlomm -n NN

weil endlich durch die Bildung der mehr . rwähnten G -noffenschast die Errichtung und die
Wirksamkeit mehrerer Genossenschaften Ri -d-rost-rreichs

(Statthalterei -Erlaß vom 28 . November 1886 , Z . 50 .140 , M . Z . 384 .745 .)
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Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom 2. December 1886,
Z . 7487/M . I ., die provisorische Verwendung des Ernst Kubin , Chemikers der Actien-
gesellschaft „Dynamit Nobel ", als Sachverständigen der Wiener Polizei -Direction in Spreng¬
mittelangelegenheiten für den Fall der Abwesenheit , Erkrankung oder sonstigen Verhinderung
des Sachverständigen Hugo Münch genehmigt * ) .

(Polizei -Directions -Note vom 20 . December 1886 , Z . 78 .293 , M . Z . 398 .820 .)

13 .

Das k. k. Ministerium des Innern hat im Einvernehmen mit den betheiligten
k. k. Ministerien laut Erlaß vom 19 . December 1886 , Z . 15 .813 , ausgesprochen , daß die
Revolver mit abschraubbarem Laufe, genannt „? 1is I?i8tjkn 1k« (Faust -Revolver ) , unter die im
§ . 2 des kaiserlichen Patentes vom 24 . October 1852 , R . G . Bl . Nr . 222 , angeführten
verbotenen Waffen gehören , weil sich dieselben ihrer ganzen Einrichtung nach als eine
verborgene , zu tückischen Anfällen geeignete Waffe darstellen.

(Statthalterei -Erlaß vom 29 . December 1886 , Z . 65 .447 , M . Z . 170 .880 .)

*) M. V. Bl . ex 1886 Nr . 3, S . 65.



Gemeinderalhsbeschlüffe.

Vom 1. October 1886 , Z . 4735 , M . Z . 347 .691 ex 1885.

Der vom Magistrale vorgelegte Entwurf der Viehtriebordnung  für das Gemeinde,
gebiet von Wien wird mit den von der VIII . Section beantragten Aenderungen genehmigt *) .

Vom 5 . October 1886 , Z . 4362 (V. Section ), M . Z . 73 .917.

Die vom Magistrate getroffene Verfügung , daß die mit Gemeinderathsbeschluß vom

8 . April 1884 , Z . 3327 **), genehmigten , Erhaltungsbeiträge  vom I . Jänner 1887
angefangen , gleich den übrigen Pfründen , bei den Cassen der Armeninstitute der Bezirke II — X,
dann jener m Reindorf , Neulerchcnfeld und Hernals und bei jenen Pfründnern , welche un
I . Bezirke oder außerhalb des Wiener Armenbezirkes wohnen , auch fernerhin durch die
städtische Hanptcafse ausbezahlt werden , wird zur Kenntniß genommen.

Vom 8 . October 1886 , Z . 4904.

Bezüglich der Vertheilung von Schülerkarten  zum unentgeltlichen Besuche des
Waffen museums  werden folgende Beschlüsse gefaßt:

1 . Es seien 6000 Stück Schülerkarten auf starkem Cartonpapier , worauf bemerkt ist,
daß dieselben zum Besuche der Sammlung am Donnerstag  einer jeden Woche berechtigen,
anzufertigen , und diese dem Bezirksschulrathe zur Verfügung zu stellen.

2 . Die Karten sind beim Eintritte abzngeben und von dem Vorstande des Waffen¬

museums zur ferneren Benützung zu sammeln.

3 . Der Bezirksschnlrath sei zu ersuchen, die Karten derart zu vertheilen , daß ein größerer
Andrang in den Räumen des Museums vermieden , und das zahlende Publicum bei der
Besichtigung der Gegenstände nicht beirrt wird.

4 . Die Garderobegebühr von 5 kr. für das Hinterlegen von Spazierstöcken , Sonn-
und Regenschirmen ist auch von den Benutzern der Schülerkarten einzuheben.

* ) Dieser Entwurf und die bezüglichen Anträge der VIII . Section sind als Beilage V zum
Gemeinderaths -Protokolle vom Jahre 1886 un Drucke erschienen.

Siehe M . V - Bl Nr . 3 sx 1884 , L >eite 162.
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Vom 12 . October 1886 , Z . 5656 , M . Z . 206 .520.

Nach dem Sectionsantrage wird dem Vereine der freiwilligen Feuerwehr  in Amstetten
zur Förderung der Zwecke des Institutes vom Jahre 1887 angefangen ein Unterstützungs¬
beitrag von jährlich je 5 fl. für je ein dem allgemeinen Versorgungsfonde gehöriges Haus
in Amstetten , zusammen daher für die drei Häuser von 15 fl. per Jahr für die Dauer des
Bestandes des Vereines auf Widerruf und für so lange bewilligt , als sich die Commune Wien
im Besitze der Häuser befindet.

Der Beitrag ist durch den Hausadministrator ans dem Zinserträgnisse zu bestreiten und
die jährliche Ausgabe interimistisch als Auslage für Rechnung des Erlöses aus dem seiner¬
zeitigen Verkaufe der Häuser zu verrechnen.

Vom 15 . October 1886 , Z . 4850 , M . Z . 244 .525.

1. Die Errichtung des Nathhauskellers  wird auf Grund der vorliegenden Pläne
genehmigt.

2 . Die Ausführung der Erd - und Maurer -, dann der Bautischler -, Schlosser -, Anstreicher-
nnd Glaserarbeiten , der Aborte und Pissoire im präliminirten Betrage von zusammen rund
50 .000 fl., wird genehmigt und der Magistrat beauftragt , behufs Vergebung dieser Arbeiten
öffentliche schriftliche Offertverhandlungen zu veranlassen und das Resultat derselben dem
Gemeinderathe zur Beschlußfassung vorzulegen.

3 . Die Rathhansbau - Commission wird ermächtigt , über die Frage der inneren Ein¬
richtung des Kellers , sowie über die Art und Weise des Betriebes und der Bewirtschaftung
desselben Experten zu vernehmen , und hat dieselbe über die bei diesem Anlasse gemachten
Erfahrungen Bericht und Vorschläge an den Gemeinderath zu erstatten.

Es gelangen daher die auf die innere Einrichtung und Ausschmückung bezüglichen
Arbeiten dermalen noch nicht zur Vergebung.

4 . Behufs Bedeckung des Erfordernisses ist ein Theilbetrag von 50 .000 fl. aus den
anläßlich des Abschlusses einiger Bauarbeiter ! sich herausstellenden Ersparnissen zu verwenden,
der Restbetrag von 40 .000 fl. ist jedoch durch Einstellung in das Budget pro 1887 zu decken.

Vom 15 . October 1886 , rrckZ . 5631 (IX . Section ) M . Z . 187 .482.

Anläßlich der Berathnng des Präliminares pro 1887 hinsichtlich der in der Obsorge
des Stadtgärtners stehenden Garteuanlagen  werden folgende Beschlüsse gefaßt-

1. Es sei der Herr Polizeipräsident neuerlich zu ersuchen , die Sicherheitswachleute zu
beauftragen , der Ileberwachung der städtischen Gartenanlagen eine größere Aufmerksamkeit
zuzuwenden.

2 . Der Magistrat wird aufgefordert , dahin zu wirken , daß bei der Vornahme von
fff lasier ungen auf der Ringstraße  mit möglichster Schonung der Raseuscheiben und
Bäume vorgegangen werde.

Vom 26 . October 1886 , Z . 6061 , M . Z . 239 .069.

Die vom Magistrate anläßlich der Ausarbeitung des Detailprojectes für die Wien-
slußregulirun  g in Antrag gebrachte Aufnahme eines technisch gebildeten Aushilfsbeamten
mit dem Monatsbezuge von 150 fl. und gegen einmonatliche Kündigung wird genehmigt.
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Vom 27. October 1886, Z . 5443 , M . Z . 261 .152.
Anläßlich der Kenntnißnahme des Rechnungsabschlusses des Wiener Bürgerspital-

fondes  pro 1885 wird beschlossen, es sei in Zukunft in einer eigenen Colonne oder
Anmerkung auch der ursprüngliche Ankausswerth der betreffenden Realität im Inventars ' zum
Ausdrucke zu bringen.

Vom 27. October 1886, Z . 6145 . M . Z . 278 .485.
Nach dem Anträge der VIII . Section wird beschlossen-
1. Die Beistellung der Fourageartikel für den Central - Vieh markt  ist auch

in der Folge in eigener Regie der Gemeinde zu besorgen.
2. Die mit dem Gemeinderathsbeschlusse vom 24. November 1885 festgesetzten Bestim¬

mungen für die Führung dieses Geschäftszweiges sind in nachstehender Weise abzuändern.
u) Das Marktcommissariathat auch den Ankauf von Mais , Gerste und Hafer zu besorgen,

ohne daß es sich der Vermittlung eines Agenten zu bedienen braucht,
d) Die Notirung von ungarischem und slovakischem Heu in dem Futtertarife des Central-

Viehmarktes hat vom 1. December 1886 an zu entfallen,
o) Auch ist vom 1. December 1886 au das erforderliche Stroh in bester Qualität für den

Viehmarkt Leizustellen und sind deshalb der Berechnung des Tarifpreises für Stroh die
höchsten Marktpreise des abgelaufenen Monats zu Grunde zu legen. ^
3 . Der Monatsbezug des Magazineurs F. H. wird von 118 auf 125 fl., der Monats¬

bezug des KanzlistenF . M . von 85 fl. auf 90 fl. und das Taggeld des Marktcommissärs
F . H. von 1 fl. 50 kr. auf 2 fl., und zwar sämmtliche Bezüge vom 1. December 1886 an,
jedoch nur für die Dauer der Fouragebeistellung in eigener Regie erhöht.

Vom 5. November 1886, Z . 4195 , M . Z . 105.898,
Nach dem Anträge der VIII . Section wird der vom Magistrate vorgelegte Entwurf einer

Marktordnung für den täglichen Fleischmarkt  in der Großmarkthalle mit den von
der VIII . Section vorgenommenen Abänderungen angenommen*).

Vom 5. November 1886 , Z . 6469 (IX. Section), M . Z . 82.603.
Das Ansuchen des Wiener Thierschutz-Vereines um Ertheilung der Bewilligung zur

Aufstellung von Aufschriftstafeln im Stadtparke,  betreffend das Verbot des Vogel¬
fanges  daselbst , wird mit Rücksicht auf die für den Vogelschutz bestehenden gesetzlichen
Bestimmungen abgelehnt.

Bei diesem Anlasse wird der Magistrat beauftragt, an die k. k. Polizeibehörde das
Ersuchen zu richten und auch die städtischen Organe anzuweisen, daß behufs Verhinderung des
Vogelfanges im Stadtparke die vorgeschriebene Ueberwachung mit aller Strenge gepflogen werde.

Vom 9. November 1886, Z . 2785 , M . Z . 134.042.
In Angelegenheit der Errichtung von Volksbädern  in den Bezirken Wiens

werden nachstehende Beschlüsse gefaßt:

*) Dieser Entwurf und die bezüglichen Anträge der VIII . Section sind als Beilage VII zum
Gememderathsprotokolle vom Jahre 1886 im Drucke erschienen. — Der Bericht des Magistrates , daß diese
Marktordnung von der k. k. n. ö. Statthalterei zufolge Erlasses vom 26. November 1886, Z. 60.393,
genehmigt wurde, wurde in der Sitzung der VIII . Section des Gemeinderathes am 4. Jänner 1887,
G . R - Z. 7919, zur Kenntniß genommen.
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1. Es wird principiell beschlossen, in allen Bezirken Wiens Volksbäder zu errichten.
2 . Das Mariahilfer Grund-Armenhaus, VII ., Mondscheingasse9, ist aufzulassen und

für die anderweitige Versorgung der daselbst untergebrachten Pfründner Vorsorge zu treffen.
3. Die Localitäten der Hoftracte des Hauses Or .-Nr. 9 Mondscheingasse sind in der

im vorgelegten Plane I des Stadtbauamtes ersichtlich gemachten Weise zu Douche-Baderäumen
und Nebenlocalitäten zu adaptiren.

4. Für die Adaptirung, innere Einrichtung des Douche-Bades und die Beistellung der
Wäsche wird der Anlagebetrag von 17.541 fl. 42 kr. genehmigt und ist derselbe in das
Budget pro 1887 einzustellen.

5. Als alljährlich wiederkehrende Auslagen für den Betrieb der Badeanstalt wird der
Betrag von 7927 sl. 77 kr. und die Mehrauslage für die anderweitige Unterbringung der
Pfründner in der Höhe von 712 fl. 95 kr., somit zusammen der Betrag von 8640 fl. 72 kr.
festgesetzt und ist zu diesen Regie-Auslagen noch ein voraussichtlich nicht bedeutender Betrag
an Hauszins-, Erwerb- und Einkommensteuer zu rechnen, wenn es nicht etwa dem Magistrate
gelingen sollte, die Befreiung von den Steuern aus dem Titel der Widmung zu erwirken.

Als Einheitspreis für die einmalige Benützung eines Douche-Bades ist der Betrag von
fünf Kreuzern zu fixiren.

6. Ein seinerzeit etwa sich ergebender Ueberschuß der Einnahmen über den sub 5
erwähnten Regiekosten-Betrag ist vorerst zur Amortisirung des Anlagecapitales zu verwenden
und sodann in der Form von Freikarten für das Bad dem Armen-Referenten des Magistrates
zur Vertheilung an Arme zu übermitteln.

7. Von den veranschlagten Arbeiten und Lieferungen sind die Schlosser-Arbeiten im
Betrage von 1716 fl., die Klinker- und Steinzeug-Lieferuugen im Betrage von 1262 fl. 70 kr.,
die Herstellung der Heißwasser-Heizung und Bade-Einrichtuug per 4808 fl. und endlich die
Lieferung der Wäsche per 4470 fl. im Wegs einer schriftlichen Offertverhandlung auf Grund
der noch anzufertigenden Bedingungen zu vergeben. Die übrigen Arbeiten sind durch die
städtischen Contrahenten für currente Arbeiten in Ausführung zu bringen.

8. Die für ein Jahr mit 2680 fl. angenommene Auslage für das Badepersonal, welche
bereits in dem im Punkte 5 erwähnten Betrage enthalten ist, ist als Maximum zu genehmigen
und wird die Systemifirung der Dienstesstellen späteren Anträgen Vorbehalten.

9. Andere Bäder sind derzeit nicht zu errichten, sondern der Erfolg dieses probeweisen
Douche-Bades abzuwarten.

Vom 12. November 1886, Z . 5549, M . Z . 247 .896.
Nach dem Anträge der IV. Section wird beschlossen, mit Beziehung auf den Statthalterei-

Erlaß vom 26. Juli 1886, Z . 37 .258, betreffend die Unterbringung von Blattern¬
kranken  aus der psychiatrischen Abtheilung des allgemeinen Krankenhauses im städtischen
Epidemiespitale  an der Triesterstraße, die Zustimmung zur Aufnahme solcher Individuen
gegen dem zu ertheilen, daß durch diese Maßregel die Benützung des commuualen Epidemie-
spitales, wenn diese aus was immer für einem Grunde nothwendig werden sollte, nicht
behindert werde und der Gemeinde Wien keine wie immer Namen habenden Auslagen erwachsen.

Vom 12. November 1886, Z . 6533 (IX. Section), M . Z . 328 .943.
Die sogenannten alten Wildschäden  sind , insoweit sie nicht mehr oder zum Mindesten

nicht mit Bestimmtheit nachzuweisen sind, von den Forst Verwaltungen Mannswörth
und Groß - Enzersdorf  in die Wildschädeu-Ersatzausweise in Hinkunft gar nicht mehr auf¬
zunehmen, d. h. es ist deren Ersatz von dem k. k. Hofärare nicht mehr anzusprechen.
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Vom 12 . November 1886 , Z . 7021.

Nach dem Anträge der Wasserversorgungs -Commission werden die nachstehenden , von dieser

Commission am I I . November l . I . mit Rücksicht auf den in Folge der herrschenden Witterungs-

Verhältnisse gegenwärtig unzureichenden Wasserznfluß aus der H o ch quellen leitu  n g gefaßten,
bereits in Ausführung begriffenen Beschlüsse nachträglich genehmigt , und zwar:

1 . Es ist Alles vorznkehren , damit auf die Dauer des unzureichenden Wasserzuflnsses täglich

aus der Schwarza ein Quantum von 300 .000 Eimer zur Vermehrung des Wasserzuflusses

gepumpt werden könne . Hiebei ist in erster Linie in Aussicht genommen , daß die Einleitung des

Schwarzawassers beim Kaiserinnen erfolge.
2 . Es ist aber auch gleichzeitig die Vorkehrung zu treffen , daß sofort für den Fall der

Notwendigkeit Wasser in den todten Schwarza - Arm bei dem Pottschacher Schöpfwerke zur Hebung
des Grundwasserstandes geleitet werden könne.

3 . Die Vorarbeiten zur Entnahme des Schwarzawassers , sowie der Betrieb der provi¬

sorischen Pumpanlage werden dem A . Freudenthal aus Grund seines der Wasserversorgungs-
Commission vorgelegten Offertes übertragen . Demselben wird jedoch zur Pflicht gemacht , daß

bis zum 20 . d . M . die sämmtlichen Installirungsarbeiten fertig gestellt und die Pnmpanlage
in Betrieb gesetzt werde;  im Falle der Ueberschreitung dieses Termines hat Frendenthal ein Pönale

von 200 fl . per Tag an die Gemeinde zu zahlen.
4 . Der Bürgermeister wird ersucht , diese Beschlüsse sofort vurchzuführen , und sind die¬

selben dem Gemeinderathe mit dem Bemerken zur nachträglichen Genehmigung zur Kenntniß

zu bringen , daß die mit diesen Maßnahmen verbundenen Auslagen auf den Reservefond zu
verweisen sind.

5 . Das von der Gemeinde Wien für Zwecke des Betriebes der Wasserleitung ange¬

kaufte Locomobil , sowie die beiden Pumpen sind in Hinkunft beim Kaiserbrunnen unterzubringen.
6 . Die von dem Stadtbauamte verfaßten Tabellen über den effectiven Wasserverbrauch

in den letzten Jahren sind in Form der jährlich erscheinenden statistischen Ausweise über die

Wasserversorgung Wiens in Druck zu legen und sind sämmtliche Gemeinderäthe hiemit zu
betheilen . Diese Tabellen sind in Hinkunft , wenn möglich , den genannten statistischen Aus¬

weisen einzuverleiben.

Vom 19 . November 1886 , Z . 5468 , M . Z . 182 .803.

Anläßlich der Kenntnißnahme eines Berichtes des Magistrates in Angelegenheit der

Besorgung der Kehrichtabfuhr im ersten Bezirke durch die Allgem . österr . Transport -Gesellschaft
wird beschlossen , den Magistrat zu beauftragen , mit der größten Strenge darauf zu sehen , daß

die Kehrichtwägen  stets in einem entsprechenden Zustande erhalten und die vertragsmäßig

festgesetzten Stunden der Abfuhr  genau beobachtet werden.

Vom 19 . November 1886 , Z . 6422 (IX . Section ) , M . Z . 296 .760 * ) .

Anläßlich der Berathung über den Voranschlag des Wiener Bürge rspitalfon des
pro 1887 wird in formeller Hinsicht beschlossen , daß in Hinkunft das von der städtischen Buch¬
haltung verfaßte Elaborat ausdrücklich als „ Entwurf des Voranschlages " zu bezeichnen ist,

und daß die Subrubrik 1 . Z) der Hauptausgabsrubrik II . zu lauten habe:
„Entlohnungen der Hausmeister und verschiedene kleine Auslagen " .

Siehe Protokoll Nr . 89 der öffentlichen Sitzung des Gemeinderathes vom 17. December 1886,
Seite 782.
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Vom 19 . November 1886 . Z . 6246 , M . Z . 199 .011.

Nach dem Anträge der II . Section wird beschlossen , die durck die Parcellirung des

ehemaligen Polizeigefangenhauses im ersten Bezirke und die Regnlirung des daselbst befindlichen
Stadttheiles entstandenen Straßen , und zwar die in dem vorgelegten Situationsplane 8 mit

den Buchstaben X 6 bezeichnet Straße mit dem Namen „Marc Aurelstraße " , die mit

den Buchstaben X8 bezeichnet Straße mit dem Namen „Vorlaufstraße"  zu benennen.
Unter Einem ist der im Plane mit I) 8 bezeichnet Theil der Nosmaringasse in die Stern-
gasse einzubeziehen , die dadurch nöthig gewordene Umnumerirung dreier Häuser daselbst vor-

znnehmen und die in der Verlängerung der zukünftigen Marc Aurelstraße liegende Krebsgasse
gleichfalls Marc Aurelstraße zu benennen.

Die dermalen den Namen „ Vorlaufgasse " führende Gasse zwischen dem Hohen Markte
und der Landskrongasse ist mit dem Namen „Camesinagasse"  zu bezeichnen.

Vom 23 . November 1886 , Z . 6398 , M . Z . 145 .018.

Nach dem Anträge der II . Section wird beschlossen , die eine der mit dem Handelsquai
parallel laufenden Querstraßen , welche im vorgelegten Sitnationsplane mir den Buchstaben 0 O

markirt erscheint , nach Wilhelm v . Engerth mit dem Namen „Engerthstraße"  zu bezeichnen
und gleichzeitig die Numerirnng der in dieser Straße befindlichen Häuser durchzuführen.

Vom 26 . November 1886 , Z . 6996 (IX . Section ), M . Z . 308 .455.

Die künstliche Weidencultur  in der Lobau , Schanzhagen III , bei der Section 18 , ist
aufzulassen.

Vom 30 . November 1886 , Z . 7251 , M . Z . 361 .643.

Nach dem Anträge der IX . Section wird beschlossen , den Punkt 2 des Plenarbeschlusses
vom 11 . August 1885 , G . R . Z . 4628 *) , betreffend die Einstellung der Holzabfuhr aus den

Bürgerspitalsforsten  nach Wien und licitationsweise Veräußerung des Holzes an Ort
und Stelle in folgender Weise zu ergänzen : „ Eine solche Licitation hat jedoch nur dann

stattzufinden , wenn sie der Magistrat auf Grund des von den mit der Oberaufsicht über den
betreffenden Wald betrauten k. k. Oberförstern abgegebenen Gutachtens anzuordnen findet.
Sollte dies nicht der Fall sein , so hat die Veräußerung des Holzes ohne Abhaltung einer

Licitation im Sinne des § . 3 des obcitirten Gemeinderathsbeschlnsses aus freier Hand zu
erfolgen . "

*) Siehe M . V . Bl . 9 ex 1885 , Seite 278 und 279.

Redigirt und herausgegeben vom Magistrate . — Druck von Carl Gerold ' s Sohn in Wien.
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